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Volkspolizei erkennen, wenn der Täter mit Freiheitsstrafe oder Verurteilung auf 
Bewährung bestraft wird.

(3) Der Leiter des für den Wohnort des Haftentlassenen zuständigen Volks­
polizei-Kreisamtes erhält durch die gerichtliche Entscheidung das Recht, dem 
Verurteilten Auflagen zu erteilen. Die Auflagen können umfassen
— die Verpflichtung zur Meldung bei einer Dienststelle der Deutschen Volks­

polizei, einschließlich der vorherigen Mitteilung eines Arbeitsplatzwechsels
sowie zusätzliche Meldepflichten;

— die Untersagung des Aufenthalts an einzelnen bestimmten Orten, zum Besuch
bestimmter Örtlichkeiten oder des Umgangs mit bestimmten Personen.

Außerdem ist die Versagung, der Entzug oder die Einschränkung staatlicher 
Erlaubnisse und Genehmigungen durch die zuständigen Organe zulässig. Durch­
suchungen der Wohnung und anderer umschlossener Räume dürfen auch zur 
Nachtzeit durchgeführt werden.

(4) Die Kontrollmaßnahmen werden im einzelnen vom Leiter des Volkspolizei- 
Kreisamtes festgelegt. Ihre Dauer beträgt mindestens zwei und höchstens fünf 
Jahre.

(5) Das Gericht kann im Urteil die nach § 47 Absatz 2 Ziffer 2 vorgesehene 
Maßnahme mit der Wirkung aussprechen, daß die Zuweisung des Arbeitsplatzes 
der Genehmigung der Organe der Deutschen Volkspolizei bedarf.

(6) Verletzt ein unter Kontrollmaßnahmen Gestellter böswillig die ihm erteilten 
Auflagen, wird er nach § 238 bestraft.

5. ABSCHNITT

Zusatzstrafen

§49

Geldstrafe als Zusatzstrafe

(1) Die Geldstrafe kann als Zusatzstrafe zur Verurteilung auf Bewährung und 
zur Freiheitsstrafe ausgesprochen werden, wenn dies zur Verstärkung der erziehe­
rischen Wirksamkeit dieser Strafen geboten ist. Sie ist insbesondere anzuwenden, 
wenn die Straftat auf einer Mißachtung der von den Werktätigen geschaffenen 
Werte oder ihres persönlichen Eigentums, auf Bereicherungssucht oder Mißachtung 
vermögensrechtlicher Verpflichtungen beruht.

(2) Die Geldstrafe kann auch zusätzlich zur Ausweisung (§ 59) ausgesprochen 
werden.

(3) Für die Mindest- und Höchstgrenze der Geldstrafe und ihre Umwandlung 
in Freiheitsstrafe gelten die Bestimmungen über die Geldstrafe als Hauptstrafe. Bei 
ihrer Anwendung und Bemessung sind die wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters 
und durch die Straftat begründete Schadensersatzverpflichtungen zu berücksich­
tigen. Ihre Höhe muß im angemessenen Verhältnis zur Hauptstrafe stehen.
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